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Schlußfassung vorzulegen. Die Zweckbindung von 
Haushaltsmitteln gemäß § 15 ist einzuhalten.

(3) Haushaltsmittel, die auf Grund gesetzlicher Be­
stimmungen zweckgebundenen Fonds zuzuführen sind, 
dürfen nicht für andere Zwecke verwendet werden. 
Zum Jahresende nicht ausgegebene Mittel dieser Fonds 
sind, unabhängig von der Erreichung des geplanten 
Kassenbestandes, auf das nächste Jahr übertragbar.

§ 17

Mehreinnahmen und Minderausgaben 
in den örtlichen Haushalten

(1) Über die Mehreinnahmen und freien Mittel auf 
Grund von Minderausgaben verfügen die örtlichen 
Volksvertretungen. Sie können dieses Recht auf ihre 
Räte übertragen. Die Räte haben über die von ihnen 
beschlossene Verwendung von Mehreinnahmen und 
freien Mitteln den Volksvertretungen Rechenschaft ab­
zulegen.

(2) Für die Finanzierung von Investitionen geplante 
Amortisationen, Gewinne und Haushaltsmittel sowie 
für Werterhaltungen geplante Haushaltsmittel, die in­
folge Nichtdurchführung geplanter Vorhaben nicht 
verbraucht werden, sind keine freien Mittel im Sinne 
des Abs. 1. Sie sind mit Ausnahme der im § 15 Abs. 3 
genannten Mittel von den örtlichen Räten an den Haus­
halt der Republik abzuführen. Die Abführung hat un­
abhängig von der Erreichung des geplanten Kassen­
bestandes zu erfolgen. Bei der Abführung kann der 
Betrag abgesetzt werden, um den infolge von Umver­
teilungen gemäß § 15 Abs. 2 die im bestätigten Haus­
haltsplan eines Rates insgesamt für Werterhaltung ge­
planten Mittel überschritten worden sind.

(3) Werden in den Haushalten der Räte der Bezirke, 
der Räte der Kreise und der Räte der Stadtbezirke ge­
plante Haushaltsmittel infolge Nichtdurchführung 
planmäßiger Aufgaben — außer Investitionen und 
Werterhaltungen gemäß Abs. 2 — nicht verbraucht, sind 
diese Mittel an den Haushalt der Republik abzuführen, 
sofern sie am Jahresende über den geplanten Kassen­
bestand hinaus vorhanden sind. Das gilt nicht für Auf­
gaben, die aus dem Rücklagenfonds der Volksvertre­
tung bzw. durch das Nationale Aufbauwerk finanziert 
werden. Die Rechte zur Umverteilung der Haushalts­
mittel gemäß § 16 Abs. 2 werden dadurch nicht berührt.

§ 18

Grundsätze der materiellen Interessiertheit

(1) Rentnerbrigaden, Hausgemeinschaften, nicht­
berufstätige Bürger u. a., die Leistungen zur Erhaltung 
des staatlichen Vermögens erbringen, können aus den in 
den Haushaltsplänen der Staatsorgane und der zentral- 
und örtlichgeleiteten staatlichen Einrichtungen für die 
Werterhaltung geplanten Haushaltsmitteln bezahlt 
bzw. prämiiert werden.

(2) Die örtlichen Volksvertretungen können auch 
Mehreinnahmen, freie Mittel auf Grund von Minder­
ausgaben, die Haushaltsreserve und eigene Fonds für 
die im Abs. 1 genannten Zwecke verwenden.

(3) Die örtlichen Volksvertretungen haben zu sichern, 
daß die Kindergärten, Kinderkrippen, Schulen, Kultur­
häuser und anderen staatlichen Einrichtungen, die bei 
der Durchführung ihrer geplanten Aufgaben ökono­

misch richtig wirtschaften und dadurch bessere Ergeb­
nisse erzielen, einen Vorteil haben.

(4) Die Leiter der zentralen und örtlichen Staats­
organe und der staatlichen Einrichtungen, die einen 
Prämienfonds in Höhe von 1,5 % des Lohnfonds planen 
und bilden, sind berechtigt, zur Anerkennung hervor­
ragender Leistungen der Mitarbeiter der staatlichen 
Organe und Einrichtungen aus Einsparungen beim 
Lohnfonds ihren Prämienfonds auf insgesamt 2,5 % des 
geplanten Lohnfonds zu erhöhen.

§ 19

Rücklagenfonds der örtlichen Volksvertretungen •

(1) Werden die erzielten Mehreinnahmen sowie die 
freien Mittel auf Grund von Minderausgaben, soweit 
sie gemäß § 17 den örtlichen Volksvertretungen zur 
Verfügung stehen, im Laufe des Jahres 1967 nicht ver­
wendet und sind sie am Ende des Jahres über den ge­
planten Kassenbestand hinaus vorhanden, so sind sie 
dem Rücklagenfonds der Volksvertretung zuzuführen. 
Das gilt nicht, wenn diese Mittel auf zweckgebundene 
Fonds zu übertragen oder zur Auffüllung des plan­
mäßigen Kassenbestandes im Haushalt des eigenen 
Rates und in den Haushalten der unteren Räte zu ver­
wenden sind. Die Zuführungen gelten bis zur Bestäti­
gung der Ordnungsmäßigkeit der Jahreshaushaltsrech­
nung durch die Staatliche Finanzrevision als vorläufig.

(2) Über die Verwendung ihres Rücklagenfonds ent­
scheiden die örtlichen Volksvertretungen. Sie können 
die Räte ermächtigen, in begrenztem Umfange über 
Mittel des Rücklagenfonds der Volksvertretung zu ver­
fügen. Die Räte haben über die von ihnen beschlossene 
Verwendung von Mitteln des Rücklagenfonds der 
Volksvertretung Rechenschaft abzulegen.

(3) Der Rücklagenfonds der Volksvertretung ist von 
den Haushaltsmitteln des laufenden Jahres gesondert 
auf einem Konto zu führen und mit 3 % jährlich zu 
verzinsen.

§ 20

Mittel des Nationalen Aufbauwerkes

(1) Für das Nationale Aufbauwerk bestimmte Mittel 
sind:
a) 50 % der den Räten der Bezirke zufließenden Mittel

aus dem Zahlenlotto bzw. der Berliner Bären­
lotterie,

b) durch die Mitarbeit der Bevölkerung eingesparte
Investitions- und Werterhaltungsmittel,

c) sonstige Erlöse aus Altstoffsammlungen, NAW-
Tombolen, Spenden usw.

(2) Über die Verwendung der Mittel des Nationalen 
Aufbauwerkes entscheiden die örtlichen Volksvertre­
tungen. Sie können ihre Räte ermächtigen, in begrenz­
tem Umfange über die Mittel des Nationalen Aufbau­
werkes zu verfügen. Die Räte haben über die von ihnen 
beschlossene Verwendung von Mitteln des Nationalen 
Aufbauwerkes der Volksvertretung Rechenschaft abzu­
legen.

(3) Die Bezirks- und Kreistage beschließen die Grund­
sätze der Verteilung der Mittel aus dem Zahlenlotto 
bzw. der Berliner Bärenlotterie auf die nachgeord- 
neten örtlichen Organe und legen deren Anteil fest.


